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Dieter Henrich

??
Ehe und Familie stehen unter dem

besonderen Schutz der staatlichen

Ordnung" (Art. 6 Grundgesetz):
Verfassungsnorm und
Lebenswirklichkeit

Zusammenfassung
Ehe und Familie stehen gemäß Art 6 Abs 1

GG unter dem besonderen Schutz der staat¬

lichen Ordnung Der verfassungsrechtliche
Schutz verhindert störende Eingriffe von

Seiten des Staates Außerdem stellt Art 6

Abs 1 GG eine sogenannte Institutsgarantie
von Ehe und Familie dar Diese Rechtsin¬

stitute dürfen nicht nur nicht abgeschafft

werden, sondern genießen auch gegenüber
anderen Lebensformen eine pnvilegierte

Stellung Schließlich wird der verfassungs¬
rechtliche Rang von Ehe und Familie auch

als wertentscheidende Grundsatznorm ver¬

standen, die von den staatlichen Gewalten

bei allen Entscheidungen mitzuberucksich-

tigen ist

Sowohl der Ehe- als auch der Farmhen-

begnff haben keinen festen Inhalt, sondern

unterliegen dem Wandel der Zeit und wer¬

den von unterschiedlichen Vorstellungen
und Werten wie auch den konkreten sozia¬

len und ökonomischen Bedingungen ge¬

prägt Trotzdem schützt Art 6 Abs 1 GG

einen unantastbaren Kernbereich Dazu ge¬

hört das Pnnzip der Einehe, die Ge-

schlechtsverschiedenheit der Partner und die

grundsätzliche Unaufloshchkeit der Ehe

Schlagworte Ehebegnff, Famihenbegnff,

gleichgeschlechtliche Partnerschaft, nicht-ehe-

liche Gemeinschaft, Schutz der Familie, Fa¬

milienformen, Wertewandel, Ehescheidungs¬

voraussetzungen, Unaufloshchkeit der Ehe

Abstract

According to Art 6 par 1 GG, marnage and

family are granted a particular legal protec¬

tion First of all, the constitutional protec¬

tion on the one hand prohibits offensive

State interventions Besides, Art 6 par 1

GG constitutes a so-called „guarantee of the

legal Institute4' of marnage and family That

does not only mean that these legal insitutes

may not be abohshed but also that they are

granted a pnvihged Status with regards to

other forms of living Finally, the constitu¬

tional pnonty of marnage and family is un-

derstood as a pnncipal value which has to

be taken into account by all public authon-

ties in their decisions

Both the concept of marnage and the

concept of family do not have a fixed con¬

tent but are subject to changes and are there-

fore influenced by different ideals and va¬

lues as well as by the concrete social and

economic conditions Nevertheless, Art 6

par 1 GG protects an mtangible essence of

the concept of marnage, l e the pnnciple of
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monogamy, the diversity of sex of the part- ships, non-matrimonial Community, protec-

ners, and the principal indissolvability of tion of family, different forms of family,

marriage. change of values, premises of divorce, indis¬

solvability of marriage.

Keywords: Legal concept of marriage, legal

concept of family, homosexual relation-

„Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung".
So lautet Art. 6 Abs. 1 GG. Das ist nicht nur ein bloßer unverbindlicher Programm¬
satz. Was er bedeutet, hat das Bundesverfassungsgericht in emer Vielzahl von Ent¬

scheidungen umschrieben. Nach der Interpretation des Bundesverfassungsgerichts
ist die Vorschrift des Art. 6 Abs. 1 GG

1. ein klassisches Grundrecht auf Schutz vor störenden Eingriffen des Staates,
2. eine sog. Institutsgarantie und

3. eine wertentscheidende Grundsatznorm für das gesamte die Ehe und die Fa¬

milie betreffende Recht.

Zunächst hat sich also der Staat störender Eingriffe in Ehe und Familie zu enthal¬

ten. Als Grundrecht vor störenden Eingriffen des Staates wird Art. 6 Abs. 1 GG

derzeit insbesondere von Ausländern in Anspruch genommen, die mit einem Deut¬

schen oder einer Deutschen verheiratet sind und die Ehe ins Feld führen, um eine

Aufenthaltserlaubnis zu bekommen oder verlängert zu bekommen.

Institutsgarantie bedeutet nicht nur, daß Ehe und Familie nicht abgeschafft wer¬

den können. Es bedeutet auch, daß Ehe und Familie gegenüber anderen Lebens¬

formen eine herausgehobene Stellung haben.

Was schließlich den Charakter von Art. 6 Abs. 1 GG als wertentscheidende

Grundsatznorm betrifft, so heißt das, daß sich sowohl der Gesetzgeber als auch alle

staatlichen Behörden ehe- und familienfreundlich zu verhalten haben.

Was versteht das Gesetz unter Ehe und Familie?

Wenn Ehe und Familie einen solch starken Schutz genießen, dann muß zunächst

einmal klargestellt werden, was Ehe und Familie überhaupt sind. Was versteht das

Gesetz unter Ehe? Was versteht es unter Familie?

Versucht man zu definieren, was das bürgerliche Recht unter Ehe versteht, so

gerät man in Schwierigkeiten. Nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbu¬

ches wird die Ehe dadurch geschlossen, daß die Verlobten vor einem Standesbe¬

amten erklären, die Ehe miteinander eingehen zu wollen (§ 1310 Abs. 1 BGB).
Ohne standesamtliche Trauung keine Ehe! Haben die Verlobten aber vor dem

Standesbeamten geheiratet, so existiert eine Ehe, gleichgültig, was die Verlobten zu

diesem Schritt bewogen hat. Es ist also der Gang zum Standesamt, der Ehen und

Nichtehen voneinander unterscheidet. Aus welchen Motiven geheiratet wird, spielt
nach geltendem Recht keine Rolle. Der Ausländer, der sich gegen Zahlung einer

Geldsumme eine deutsche Frau vermitteln läßt, die bereit ist, ihn zum Schein zu
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heiraten, lebt nach dem gegenseitigen Jawort vor dem Standesbeamten in einer Ehe

Solche Scheinehen sind zwar vom 1 7 1998 an aufhebbar An diesem Tag ist das

neue Eheschließungsrechtsgesetz in Kraft getreten, das die Eingehung einer Ehe

ohne ernsthaften Ehewillen endlich explizit verbietet Aber bis zu ihrer Aufhebung
wird auch eine Scheinehe zunächst einmal als Ehe angesehen Dasselbe gilt übri¬

gens auch für eine bigamische Ehe Der Ehebegriff des Bürgerlichen Rechts ist also

ein formaler Begriff Allein die Trauung vor dem Standesbeamten entscheidet über

das Bestehen oder Nichtbestehen emer Ehe

Diesen formalen Ehebegriff hatten die Vater und Mutter des Grundgesetzes si¬

cher nicht im Auge, als sie die Ehe unter den besonderen Schutz der staatlichen

Ordnung stellten Wir dürfen annehmen, daß sie nur schützen wollten, was des

Schutzes wert war Das kommt in den Entscheidungen des Bundesverfassungsge¬
richts deutlich zum Ausdruck Dort heißt es „Nach den durch Art 6 Abs 1 GG

gewährleisteten Strukturpnnzipien, die der Verfügungsgewalt des Gesetzgebers

entzogen sind, ist das dieser Norm vorgegebene Institut der Ehe die Vereinigung
eines Mannes und einer Frau zu einer umfassenden, grundsatzlich unauflöslichen

Lebensgemeinschaft" Das Bundesverfasssungsgencht geht also nicht von dem

formalen Ehebegriff des Bürgerlichen Rechts aus Geschützt wird nicht die nach

dem Gesetz existierende, sondern nur die wirklich gelebte Ehe Auf den Schutz der

Verfassung können sich die Ehegatten deswegen nur dann berufen, wenn sie mit

der Eheschließung eine umfassende, grundsätzlich unauflösliche Lebensgemein¬

schaft eingehen wollten Fehlt es an einem solchen Willen, dann ist die vor dem

Standesbeamten geschlossene Ehe zwar eine Ehe im Rechtssinn, aber keine Ehe,

die von der Verfassung geschützt wird, z B einem Auslander zu einer Aufenthalts¬

erlaubnis verhelfen kann oder seine Abschiebung zu verhindern vermag

Eine Ehe ist nach der Begriffsbestimmung des Bundesverfassungsgerichts - wie

schon gesagt - die Vereinigung eines Mannes und einer Frau zu einer umfassenden,

grundsätzlich unauflöslichen Lebensgemeinschaft Nicht unter den Begriff „Ehe"

l S des Grundgesetzes fallt darum die bigamische Ehe und nicht unter den Begriff
„Ehe" fallt auch die Verbindung gleichgeschlechtlicher Partner

Das hat Konsequenzen Dem deutschen Gesetzgeber steht es z B nicht frei,

gleichgeschlechtliche Partnerschaften dadurch zu legitimieren, daß er standesamtli¬

che „Eheschließungen" auch zwischen gleichgeschlechtlichen Partnern zulaßt Da¬

mit ist nicht gesagt, daß gleichgeschlechtliche Partnerschaften nicht mit bestimmten

Rechtswirkungen ausgestattet werden durften Es ist heute nicht mehr bestritten,

daß gleichgeschlechtliche Partner in einer Reihe von Beziehungen ohne einsehba¬

ren Grund schlechter gestellt sind als Eheleute und daß hier ein Handlungsbedarf
für den Gesetzgeber besteht Wenn der Gesetzgeber hier aber eine Regelung treffen

mochte, dann muß er den verfassungsrechtlichen Vorrang der Ehe berücksichtigen
Es wäre darum ein Verstoß gegen die Verfassung, wenn der Gesetzgeber den

grundrechtlichen Eheschutz auf solche Verbindungen in der Weise ausdehnen wur¬

de, daß er sie schlechthin als „Ehen" deklariert oder den Ehen in jeder Hinsicht

gleichstellt
Ahnliche Abgrenzungsprobleme wie bei der Ehe gibt es auch bei dem Schutzob¬

jekt Familie Das Grundgesetz schützt Ehe und Familie In der italienischen Ver¬

fassung heißt es La repubbhca nconosce l dintti della famigha come societa natu-
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rale fondata sul matrunonio (Art. 29)1. Setzt Familie also eine Ehe voraus? So hat

man es auch bei uns früher gesehen: Eine Familie ist - so hat man gesagt - die Ge¬

meinschaft der Ehegatten und ihrer Kinder. Familie im Rechtssinn existiert aber

überall dort, wo das Gesetz familienrechtliche Bindungen vorsieht. Familienrechtli¬

che Bindungen gibt es zwischen Eltern und ihren ehelichen Kindern. Es gibt sie

aber auch zwischen der Mutter und ihrem nichtehelichen Kind und zwischen dem

Vater und seinem nichtehelichen Kind. Auch die Alleinerziehenden bilden also zu¬

sammen mit ihren Kindern eine Familie. Keine familienrechthche Beziehungen gab
es dagegen bis zum Inkrafttreten des Kindschaftsrechtsreformgesetzes am 1.7.1998

zwischen dem Vater eines nichtehelichen Kindes und dessen Mutter. Früher hat

man daraus geschlossen, daß dann, wenn die Eltern eines nichtehelichen Kindes zu¬

sammenleben, zwei Halbfamilien nebeneinander existieren. Dieser etwas merkwür¬

dige Standpunkt ist schon seit längerem aufgegeben worden. Sowohl der Europäi¬
sche Gerichtshof für Menschenrechte als auch die Europäische Kommission für

Menschenrechte haben anerkannt, daß nicht nur die eheliche, sondern auch die

nichteheliche Familie „Familie" im Sinne der Europäischen Menschenrechtskon¬

vention ist und daß außereheliche Beziehungen zu einer „Familie" führen können,
wenn die Partner ständig zusammenleben und einen gemeinsamen Haushalt führen.

Nichteheliche Gemeinschaften stehen darum zwar nicht als solche unter dem

Schutz der Verfassung, wohl aber als „Familie", wenn aus der Beziehung Kinder

hervorgegangen sind und die Eltern mit den Kindern zusammenleben.

Schutz der Familie

In der Stellungnahme der Bundesregierung zum Fünften Familienbericht aus dem

Jahre 1994 steht der Satz: Die Bundesregierung geht „von einem Familienver¬

ständnis aus, das sich an der Lebenswirklichkeit mit unterschiedlichen Familien¬

formen orientiert Sie begreift Familie als eine dynamische Form menschlichen

Zusammenlebens, die Veränderungen unterliegt und von den kulturellen Vorstel¬

lungen und Werthaltungen ebenso geprägt ist wie von den sozialen und wirtschaft¬
lichen Gegebenheiten einer Gesellschaft1.

Diese Aussage ist wichtig für unser Thema: Schutz der Familie heißt nicht

Schutz eines bestimmten überlieferten Leitbildes. Die Familie ist - ebenso wie die

Ehe - heute nicht mehr dieselbe wie vor fünfzig oder hundert Jahren. Sie ist ge¬

prägt von den jeweiligen kulturellen Vorstellungen und Werthaltungen. Der vielbe¬

sprochene Wertewandel ist auch an der Familie nicht spurlos vorbeigegangen. Vor

allem aber sind Ehe und Familie geprägt von den sozialen und wirtschaftlichen Ge¬

gebenheiten der Gesellschaft, insbesondere auch von der zur Regel gewordenen
Berufstätigkeit beider Ehegatten.

1 In deutscher Übersetzung: Die Republik erkennt die Rechte der Familie als einer auf die

Ehe gegründeten natürlichen Gemeinschaft an,

2 BT-Drucks. 12/7560, S. III.
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Anerkennung der Existenz unterschiedlicher Familienformen heißt nicht, daß

alle diese Formen menschlichen Zusammenlebens gleichermaßen gefordert werden

müßten. Wie es in dem zitierten Familienbericht heißt, sieht die Bundesregierung
eine besondere Verpflichtung, diejenigen Lebensformen zu schützen und zu för¬

dern, die nicht nur für die Beteiligten selbst, sondern auch für die Gesellschaft

wichtige und notwendige Leistungen erbringen, d.h. insbesondere die Familien mit

Kindern.

Aus den Forderungen zu besserer Förderung der Familie, die der Familienbe¬

richt enthält, wird deutlich, wo prinzipielle Erklärungen und Rechtswirklichkeit

heute noch auseinanderfallen: Eltern mit Kindern sind im Vergleich zu Kinderlosen

wirtschaftlich benachteiligt. Die steuerliche Förderung der Familie muß verbessert,
die familienbezogenen Leistungen des Staates müssen erhöht werden. Die Bundes¬

regierung sieht die Gefahr - so steht es explizit in dem Bericht -, daß in einer Ge¬

sellschaft, in der sozialer Status und soziale Chancen wesentlich durch Erwerbsar¬

beit begründet werden, die Tätigkeit in der Familie unterbewertet wird. Dem setzt

die Bundesregierung entgegen, daß Familienarbeit und Erwerbstätigkeit den glei¬
chen Stellenwert haben sollten. Mütter und Väter sollten sich frei entscheiden kön¬

nen zwischen gleichzeitiger Tätigkeit in Familie und Beruf oder Unterbrechung der

Erwerbstätigkeit bis zu einem gewissen Lebensalter der Kinder. Angekündigt wird

in diesem Zusammenhang eine stärkere Förderung der Teilzeitbeschäftigung. Her¬

vorgehoben wird auch die Notwendigkeit, die Wohnungsversorgung insbesondere

für Familien mit Kindern zu verbessern.

So steht es - wie gesagt - im Fünften Familienbericht der Bundesregierung. Das

war vor fünf Jahren. Es bedurfte einer Entscheidung des Bundesverfassungsge¬
richts, sie an diese Selbstverpflichtung zu erinnern3.

Ein neues Eheverständnis

Kehren wir wieder zur Ehe zurück. Wir haben vom formalen Ehebegriff des Bür¬

gerlichen Rechts und vom Ehebegriff der Verfassung gesprochen und davon, daß

die Väter und Mütter des Grundgesetzes eine ganz bestimmte Ehe vor Augen hat¬

ten, die sie schützen wollten. Damals, im Jahre 1949, war die Ehe noch die selbst¬

verständliche Form des dauernden Zusammenlebens von Mann und Frau. Das ist

sie heute nicht mehr. Die Verhältnisse sind anders geworden, der Wertewandel hat

die Auffassungen darüber, ob es sich lohnt, eine Bindung einzugehen und wie die

Beziehungen in einer Gemeinschaft geregelt werden sollten, nachhaltig verändert.

Wir können feststellen, daß insbesondere bei den jungen Menschen eine gewisse

Zurückhaltung besteht, sich allzu schnell zu binden. Die Zahl der Eheschließungen

geht von Jahr zu Jahr zurück. Eltern, die ihre Kinder zur Eheschließung oder zu ei¬

ner Verlobung drängen, gelten als rückständig. Geheiratet wird, wenn überhaupt,

erst, wenn beide Partner ihre Ausbildung abgeschlossen haben, sicher sind, dauernd

3 BVerfG, Beschluß v. 10.11.1998, FamRZ, 1999, 285.
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miteinander harmonieren zu können, häufig auch dann, wenn sie sich zu einem

Kind entschlossen haben.

Für diese Entwicklung gibt es verschiedene Gründe, wirtschaftliche ebenso wie

weltanschauliche. Die Kirchen haben ihren Einfluß verloren. Sicher hat die Zu¬

rückhaltung gegenüber einer rechtlichen Bindung auch etwas mit der Abneigung
gegenüber der „Obrigkeit" zu tun. Die Lebensgemeinschaft zwischen Mann und

Frau wird heute mehr als früher als eine private Angelegenheit angesehen, deren

Fundament die gegenseitige Zuneigung ist, nicht die Erklärung des Ehewillens vor

dem Standesbeamten. In manchen Beziehungen ähnelt das heutige Eheverständnis

dem der frühen Romantik: Die Ehe ist eine Verbindung der Herzen und der Willen.

Ob eine Ehe besteht, hängt nicht von einer formalen Eheschließung ab, sondern von

der affectio maritalis. Hört diese auf, so endigt auch die Ehe. Dieser Satz - er

stammt von Johann Gottlieb Fichte - dürfte auch heute bei vielen Menschen auf

Zustimmung stoßen.

Es ist das Stichwort Wertewandel gefallen. Die Pflicht- und Akzeptanzwerte ha¬

ben den Selbstentfaltungswerten Platz gemacht: Emanzipation, Anspruch auf

Gleichbehandlung, Autonomie des Einzelnen, Genuß, Abwechslung, Ausleben

emotionaler Bedürfhisse, Selbstverwirklichung, Ungebundenheit dominieren über

Gehorsam, Pflichterfüllung, Treue, Unterordnung, Fleiß, Selbstbeherrschung, An¬

passungsbereitschaft. Das ist für die Ehe nicht ohne Folgen geblieben. Der Gesetz¬

geber hat dem Rechnung getragen: Im 1. Eherechtsreformgesetz vom 14.6.1976 hat

er auf die Fixierung eines bestimmten Eheleitbildes verzichtet. Es gibt heute nach

dem Gesetz keine bestimmte Rollenverteilung mehr. Es ist Sache der Eheleute, ihre

Ehe mit Inhalt zu erfüllen: Ob und wie lange sie beide berufstätig sein wollen, ob

und wann sie Kinder haben wollen usw.

Noch zu Beginn der 60er Jahre lehrte man, die Ehe sei eine überindividuelle In¬

stitution, ebenso wie der Staat und die Kirche überindividuelle Institutionen seien,
nur ihre Eingehung sei frei, ihr Inhalt, ihre rechtliche Ausgestaltung, sei der freien

Disposition der Eheleute nicht zugänglich, ebensowenig wie ihre Auflösung. Der

Einfluß der kirchlichen Tradition war unverkennbar.

Das hat sich geändert. Durchgesetzt hat sich heute weitgehend die - schon im

Zeitalter des Naturrechts entwickelte - Auffassung, daß auch die Ehe nichts ande¬

res ist als ein Vertrag. Konsequenz: Die Vertragschließenden entscheiden über den

Vertragsinhalt. Vorgegebene Ehezwecke gibt es nicht, desgleichen nicht eine von

Natur gegebene Pflicht zum ständigen Zusammenleben und -

wegen der Gleich¬

ordnung der Vertragspartner - auch keine Vorrangstellung des Mannes.

Ehescheidung

Verträge sind kündbar. Auch die Ehe kann „gekündigt" werden. Es macht aller¬

dings einen Unterschied, ob die Scheidung in das Belieben der Ehegatten gestellt
wird oder ob nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes der Richter die Scheidung
aussprechen kann.
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Nach dem früheren Ehescheidungsrecht gab es nur die Scheidung aus wichtigem
Grund. Daran wollte der Gesetzgeber, als er im 1. Eherechtsreformgesetz die Ver¬

schuldensscheidung durch die Zerrüttungsscheidung ersetzte, nichts ändern. Es

sollte bei dem Grundsatz bleiben, daß die Ehe auf Lebenszeit geschlossen wird.

Um das deutlich zu machen, wurde der Satz: „Die Ehe wird auf Lebenszeit ge¬

schlossen" sogar in das BGB aufgenommen. Eine Ehescheidung auf bloßen

Wunsch der Ehegatten oder sogar nur eines Ehegatten ist im Gesetz nicht vorgese¬

hen. Alleiniger Scheidungsgrund ist die unheilbare Zerrüttung der Ehe, eine Ehe

darfnur geschieden werden, wenn sie gescheitert ist.

So steht es im Gesetz. Tatsache ist aber, daß in Deutschland jeder, der geschie¬
den werden will, auch geschieden wird. Er muß nur ernsthaft darlegen, daß er sich

von seinem Ehegatten abgewandt hat und seit einem Jahr von ihm getrennt lebt.

Nur in zwei von tausend Fällen wird heute ein Scheidungsantrag noch abgewiesen.
Wenn beide Ehegatten die Scheidung wollen, ist der Vorgang noch einfacher: Die

Eheleute müssen nur behaupten, daß sie bereits seit einem Jahr innerhalb ihrer

Wohnung getrennt leben. Kein Richter wird die Richtigkeit dieser Behauptung
nachprüfen.

Auch hier klaffen Anspruch und Wirklichkeit auseinander. Allen anders lauten¬

den Behauptungen zum Trotz steht die Ehe heute zur Disposition der Ehegatten.
Praktisch unterscheidet sich das deutsche Recht nicht mehr von denjenigen Rech¬

ten, die eine Ehescheidung aufgrund bloßen Einverständnisses der Ehegatten zulas¬

sen. Selbst die einseitige Verstoßung ist möglich, zwar nicht de iure, wohl aber de

facto.

Wird die Ehe zur Disposition der Eheleute gestellt, so verliert sie damit ihren

Charakter als - vorgegebene - Institution. Das muß alle erschrecken, die die Insti¬

tution der Ehe für wichtig und schützenswert halten.

Diejenigen, die die Institution auch gegen den Willen der Eheleute schützen

wollen, sind heute aber in der Minderheit. Ehen werden geschieden, wenn auch nur

ein Ehegatte die Scheidung ernstlich will. Der Wertewandel ist unverkennbar. Jeder

Mensch, d.h. aber auch jeder Ehegatte, hat ein Recht auf Selbstverwirklichung.
Wird dieses Recht durch die Ehe behindert, so muß die Ehe weichen.

Drei Fragen:

1. Von der Verfassung geschützt wird „die Vereinigung eines Mannes und einer

Frau zu einer umfassenden, grundsätzlich unauflöslichen Lebensgemeinschaft."
Ist, um dieses Schutzes teilhaftig zu werden, eine Eheschließung vor dem Stan¬

desbeamten notwendig, oder ist auch die nichteheliche Gemeinschaft

schutzwürdig?
2. Die Ehe von heute ist nicht mehr die Ehe, wie sie dem allgemeinen Verständnis

des Jahres 1949 entsprach. Hat dieser Inhaltswandel verfassungsrechtliche Kon¬

sequenzen?
3. Die Ehe ist eine grundsätzlich unauflösliche Lebensgemeinschaft. Wie verträgt

sich dieser Satz mit der geltenden Scheidungspraxis?
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Ad 1: Schutz auch der nichtehelichen Gemeinschaft?

Nicht jede nichteheliche Gemeinschaft ist auf Dauer angelegt, aber bei vielen ist

Dauerhaftigkeit gewollt. Viele unverheiratete Paare leben auch mit ihren gemein¬
samen Kindern zusammen. Nach außen hin unterscheidet sie nichts von emer auf

Ehe gegründeten Familie. Es fehlt „nur" die Eheschließung. Sollte das nicht ausrei¬

chen, von einer Ehe „im materiellen Sinn" zu sprechen? Die Antwort lautet: nein.

Auch wenn Art. 6 Abs. 1 GG von einem materiellen Ehebegriff ausgeht, ändert dies

nichts daran, daß als Ehe nur ein Verhältnis geschützt wird, das rechtlich geordnet
ist. Art. 6 Abs. 1 GG schützt ein Rechtsinstitut, keinefaktische Beziehung. Eine ge¬

setzliche Regelung der Ehe wird darum in Art. 6 Abs. 1 GG vorausgesetzt und das

heißt auch eine gesetzliche Regelung der Form ihrer Eingehung. Das Bundesverfas¬

sungsgericht hat dies ausdrücklich bestätigt: Die Tatsache der Eheschließung muß
für die Allgemeinheit erkennbar sein, die Eheschließung muß unter staatlicher

Mitwirkung erfolgen und ihr Bestand muß amtlich registriert worden sein. Nur

wenn diese Voraussetzungen vorliegen, greift der Schutz der staatlichen Ordnung
ein.

Vor ein paar Jahren hat es den Versuch gegeben, den Schutz des Grundgesetzes
auf nichteheliche Gemeinschaften auszudehnen. Die gemeinsame Kommission von

Bundestag und Bundesrat, die beauftragt worden war, Vorschläge zur Anpassung
des Grundgesetzes an die neuere Rechtsentwicklung vorzulegen, hat indessen jegli¬
che Erweiterung von Art. 6 GG abgelehnt.

Der Gesetzgeber hat darum nach wie vor keinen Auftrag, Schutznormen für die

nichteheliche Gemeinschaft zu schaffen. Die Frage ist gleichwohl, ob hier nicht

doch ein Handlungsbedarf für den Gesetzgeber besteht. Hier sagen die einen: Ei¬

nem mündigen Bürger soll keine Bindung aufgezwungen werden, wenn er keine

Bindung will. Wer sich rechtlich binden will, dem steht es frei zu heiraten. Dem

halten die anderen entgegen: Kann es in einem Rechtsstaat einen Verzicht auf

Rechtsschutz in existenziellen Rechtsfragen geben? Ist es nicht Aufgabe des Staa¬

tes, den Schwachen zu schützen?

Der 57. Deutsche Juristentag 1988 hat dazu beschlossen:

Auch nichteheliche Gemeinschaften sind in bestimmten Beziehungen schutzbe¬

dürftig. Punktuelle Regelungen kommen in Betracht

- in bezug auf die vermögensrechtlichen Folgen bei Trennung,
- in bezug auf Unterhaltsleistungen in Fällen gemeinschaftsbedingter Be¬

dürftigkeit,
- in bezug auf das Eltern-Kind-Verhältnis,
- in bezug auf sozialrechtliche Tatbestände.

Bei den angesprochenen vermögensrechtlichen Folgen bei Trennung geht es vor¬

nehmlich um folgendes: Wenn die Partner einer nichtehelichen Gemeinschaft wäh¬

rend der Dauer ihres Zusammenlebens Gegenstände von größerem Wert erworben

und geschaffen oder in ihrem Wert gesteigert haben (z.B. gemeinsam ein Haus ge¬

baut haben), dann sollte bei Auflösung der Gemeinschaft eine Aufteilung erfolgen.
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Ein Regelungsbedürfhis besteht hier insbesondere in den Fällen, in denen die Ei¬

gentumsverhältnisse nicht klar und eindeutig sind.

Zum Punkt Unterhaltsleistungen: Nach Auflösung der Partnerschaft sollte ein

bedürftiger Partner Unterhaltsansprüche geltend machen können, wenn die Bedürf¬

tigkeit „gemeinschaftsbedingt" ist. Gemeinschaftsbedingt ist die Unterhaltsbedürf¬

tigkeit vor allem dann, wenn aus der nichtehelichen Verbindung Kinder hervorge¬

gangen sind, die ein Partner nun betreuen muß und die ihn daran hindern, voll er¬

werbstätig zu sein.

Hier ist inzwischen der Gesetzgeber tätig geworden: Kann von der Mutter wegen

der Pflege oder Erziehung ihres Kindes eine Erwerbstätigkeit nicht erwartet wer¬

den, so ist der Vater des Kindes nicht nur dem Kind, sondern auch dessen Mutter

unterhaltspflichtig, zwar nicht unbegrenzt, aber doch für einen Zeitraum bis zu drei

Jahren, unter Umständen auch noch länger (§16151 Abs. 2 BGB).
Zum Eltern-Kind-Verhältnis meinte der Juristentag, zwar solle das Sorgerecht

für die gemeinsamen Kinder im Grundsatz weiterhin bei der Mutter verbleiben, je¬
doch solle dann, wenn es das Kindeswohl gebietet, das Vormundschaftsgericht dem
Vater die elterliche Sorge übertragen können.

Das Kindschaftsrechtsreformgesetz, das am 1.7.1998 in Kraft getreten ist, sieht

zu diesem Punkt vor, daß die Eltern eines nichtehelichen Kindes erklären können,
die elterliche Sorge für das Kind gemeinsam ausüben zu wollen. Geben sie eine

solche Sorgeerklärung ab, dann ist ihr Verhältnis zu dem Kind dasselbe, wie wenn

sie verheiratet wären.

Ad 2: Inhaltswandel der Ehe

Der Ehebegriff des Grundgesetzes enthält keine Aussage zur inhaltlichen Ausge¬

staltung der Ehe. Dem Verfassungsgesetzgeber war es sogar bewußt, daß die Be¬

ziehungen der Ehegatten sich wandeln würden - spätestens zum 1.4.1953, dem

Tag, an dem Art. 3 Abs. 2 GG wirksam werden würde4. Gewollt war auch die auto¬

nome Ausgestaltung der Ehe durch die Ehegatten. Als Grundrecht auf Schutz vor

störenden Eingriffen des Staates sollte Art. 6 Abs. 1 GG den Gatten die Ausgestal¬

tung ihrer Ehe nach eigenen Wertvorstellungen und Wünschen ermöglichen. Der

inhaltliche Wandel, der die Entwicklung der Ehe in den letzten dreißig Jahren

kennzeichnet, ist darum verfassungsrechtlich ohne Belang. Die heutige Ehe steht

ebenso unter dem Schutz der Verfassung wie die Ehe des Jahres 1949, mögen sich

die Beziehungen der Eheleute zueinander auch geändert haben.

Diese Aussage stellt den Ehegatten allerdings keinen Freibrief aus. Wenn die

Ehe als Rechtsinstitut garantiert wird, wenn Art. 6 Abs. 1 GG eine wertentschei¬

dende Grundsatznorm ist, dann muß es einen Kernbereich von Normen geben, der

vor Veränderungen geschützt werden soll, in dem Stabilität Vorrang vor der Dy¬

namik, Beharrung Vorrang vor dem Wandel beansprucht. Diesen Kernbereich

meint das Bundesverfassungsgericht, wenn es von den Strukturprinzipien spricht,
die der Verfügungsgewalt des Gesetzgebers entzogen sind. Zu diesen Strukturprin-

4 Art. 3 Abs. 2 Satz 1 GG: „Männer und Frauen sind gleichberechtigt/4



30 Henrich: Ehe und Familie stehen unter besonderem Schutz

zipien gehört neben dem Prinzip der Einehe und der Geschlechtsverschiedenheit

der Partner auch die grundsätzliche Unauflöslichkeit der Verbindung.

Ad 3: Grundsätzliche Unauflöslichkeit der Ehe

Die grundsätzliche Unauflöslichkeit der Ehe ist ein heikler Punkt. Der Gesetzgeber
kann diesen Grundsatz nicht aufgeben, ohne gegen Art. 6 Abs. 1 GG zu verstoßen.

Der Gesetzgeber hat diesen Grundsatz auch nicht aufgegeben. Er hat ihn sogar aus¬

drücklich in das Gesetz aufgenommen5. Die Abkehr vom Verschuldensprinzip und

dessen Ersetzung durch das Zerrüttungsprinzip sollten den Gang zum Scheidungs¬
richter nicht erleichtern. Die Scheidung wäre auch nicht erleichtert worden, würden

die Gerichte an den Nachweis der Zerrüttung strengere Anforderungen stellen. Ge¬

rade dies geschieht aber nicht. Für den Nachweis der Zerrüttung genügt die ernstli¬

che Behauptung eines Ehegatten, er habe sich von seinem Partner endgültig abge¬
wandt. Zwar müßte eigentlich der Richter prüfen, ob Chancen für eine Heilung der

Ehe bestehen. Aus dem Umstand, daß praktisch kein Scheidungsantrag abgewiesen
wird, läßt sich jedoch schließen, daß die Gerichte sich in aller Regel mit dem be¬

gnügen, was ihnen vorgetragen wird, d.h. auf eine eigene gründliche Analyse der

Ehe und auf eine sorgfältige Prognose ihrer Heilbarkeit oder Unheilbarkeit ver¬

zichten.

Handeln also die Gerichte verfassungswidrig? Auch das wird man nicht sagen

können. Ob eine Ehe unheilbar zerrüttet und gescheitert ist, ist eine Feststellung,
bei welcher dem Richter ein Ermessensspielraum eingeräumt werden muß. Neigt
der Richter dazu, eher von der Unheilbarkeit einer Ehe auszugehen, deren Schei¬

dung beantragt wird, als von ihrer Heilbarkeit, so hält er sich noch im Rahmen sei¬

nes Ermessens. Der Grundsatz der Unauflösbarkeit der Ehe wird de iure nicht in

Frage gestellt.
Auf der anderen Seite zeigt die Praxis, daß de facto von einer grundsätzlich un¬

auflöslichen Ehe kaum noch gesprochen werden kann, wenn jede dritte, in den

Großstädten sogar jede zweite Ehe geschieden wird. Die Schuld daran trifft aber

weder den Gesetzgeber noch die Gerichte. Die Ursachenfür die schwächer gewor¬

dene Ehestabilität liegen tiefer.
Rechtsgeschichte und Rechtssoziologie zeigen, daß die Ehestabilität und damit

auch die Scheidungshäufigkeit nicht von der jeweiligen Ausgestaltung des Schei¬

dungsrechts abhängen. Ob die Zahl der Ehescheidungen steigt oder abnimmt, hängt
nicht vom geltenden Recht, sondern von außerrechtlichen Faktoren ab, insbesonde¬

re von den Wertvorstellungen der Gesellschaft. Will man Ehen stabilisieren, muß

darum im außerrechtlichen Bereich etwas geschehen.
Wenn in der Gesellschaft die sog. Selbstentfaltungswerte höher geachtet werden

als die sog. Pflicht- und Akzeptanzwerte, muß die Stabilität der Ehe notwendig lei¬

den. Der Gesetzgeber kann die Ehe nicht gegen den Willen der Eheleute schützen.

Zwar hat Goethe einmal gesagt - freilich erst als 80jähriger: „Man sollte nicht so

leicht mit Ehescheidungen vorschreiten; was liegt daran, ob einige Paare sich prü¬

geln und das Leben verbittern, wenn nur der allgemeine Begriff der Ehe aufrecht

5 § 1353 Abs. 1 Satz I: „Die Ehe wird auf Lebenszeit geschlossen.44
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bleibt"6 Seine Meinung wäre m einem heutigen Parlament wohl aber nicht mehr

mehrheitsfahig
Will man zu mehr Stabilität für Ehe und Familie zurückfinden, muß man dort

ansetzen, wo die Instabilität herkommt bei den Wertvorstellungen der Gesell¬

schaft Das setzt einen Prozeß der Erziehung voraus, zu dem der Staat einiges bei¬

tragen kann - im Rahmen der schulischen Erziehung, aber auch durch Forderung
der Famihenberatungsstellen -, zu dem natürlich auch die Kirchen aufgerufen smd,

zu dem sicher auch die memungsbildenden Medien viel beitragen konnten Aber

wir sollten die Verantwortung nicht abschieben Die Hauptverantwortung hegt nach

wie vor bei den Vätern und Muttern Ich darf noch einmal aus der Stellungnahme
der Bundesregierung zum Fünften Famihenbericht zitieren7 „Es muß in einer Ge¬

sellschaft Wertevorstellungen geben, die vermittelt werden Dies sind Vorstellun¬

gen über Ehe und Familie, über Vertrauen, Verläßlichkeit und Toleranz, über Soli¬

darität, Rücksichtnahme und Konfliktbewaltigung, über Liebe und Partnerschaft,

über die Art und die Ziele der Erziehung der Kinder Diese Wertvorstellungen ent¬

wickeln sich in der Gesellschaft Ihre Weitergabe und Anpassung von Generation

zu Generation ist in erster Linie Sache der Familie
"

Damit schließt sich der Kreis Schutz und Forderung der Familie begünstigt

diejenige Einrichtung, welche die Wertvorstellungen tradiert, die wiederum den

Fortbestand der Familie garantieren
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